DIE LINKE. Sachsen
Landesvorstand

Niederschrift der gemeinsamen Beratung von Landesvorstand und
Landesrat vom 30. April 2016

Ort: Gewerkschaftshaus Dresden

Anwesende Mitglieder:

‘ siehe Anwesenheitslisten

Entschuldigte Mitglieder:

‘ siehe Anwesenheitslisten

Erstellung der Niederschrift:

‘ Juliana Schielke

Vorgelegte Drucksachen / Unterlagen / Niederschriften zur Information:

Unterlagen:
- Tagesordnung

- Antrage an den Landesparteitag: R.2. /R.3. /A.1. /F1. /F3. /F.4. /F.10. /F.11. /F13. / F.14./
F.15./ F.18. /F.19. / F. 20. / F.25.

- Leitantrag an den Landesparteitag - Praktische Politik fiir ein demokratisches, weltoffenes und sozial
gerechtes Sachsen

- Organisatorische Vorschlage zur Sicherung der politischen Handlungsfahigkeit im Landesverband DIE
LINKE. Sachsen

- Entwurf von Satzungsénderungsantrégen des Ortsverbandes Goltzschtal

- 2 Papiere zur Zusammenarbeit von Landesvorstand und Landesrat

- sachsische Antrage an den Bundesparteitag

Tagesordnung:

1. Vorbereitung Landesparteitag: Leitantrag, Satzungsfragen, Finanzfragen, Wahl- und
Aufstellungsverfahren

2. Verstandigung zum Umgang des Landesvorstandes mit dem Veto des Landesrates zur AG Strategie

3. Verstandigung zum Austausch und der Zusammenarbeit zwischen Landesrat und Landesvorstand

4. Informationen zum Stand der Vorbereitung des Bundesparteitages

5. Sonstiges

TOP 1 - Vorbereitung Landesparteitag: Leitantrag, Satzungsfragen, Finanzfragen, Wahl- und
Aufstellungsverfahren

zum Zeitplan:

Antje Feiks:

- wir werden aufgrund der vollen Tagesordnung bis 21 Uhr tagen missen

- wir missen im Jahr vor der Bundestagswahl das Wahl- und Aufstellungsverfahren dazu beschlieBen

- der Zeitplan zu Finanzen sieht es vor, dass wir auf diesem Landesparteitag auch Uber die Finanzordnung
und das Finanzkonzept reden mussen

- wir missen Nachwahlen fir die Landesschiedskommission durchfiihren

zur Geschéftsordnung:
Antje Feiks:
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- fiir die Geschaftsordnung gibt es einige Anderungen: Wortmeldungen kénnen bis Ende der Debatte
eingereicht werden; es wird ein Losverfahren (geordnet nach weiblich und ménnlich) fiir die
Rednerlnnenliste vorgeschlagen

- bei Antragen kann zwischen Einreicherlnnen und Unterstiitzernnen unterschieden werden; nur die
Einreicherlnnen kénnen Anderungen vornehmen

- die Bedingung fiir einen Dringlichkeitsantrag kann nur ein Ereignis sein, das nach Antragsschluss
eingetreten ist

- Anderungsantrige kénnen nur bis 7 Tage vor der Tagung eingereicht werden; dies gilt nicht fiir
Dringlichkeits- und Initiativantrage sowie fiir Anderungsantrige zu Anderungsantrigen

- Anderungsantrage, die mehr als 1/3 des Antrags betreffen, miissen 14 Tage vor der Tagung vorleigen

aus der Diskussion:

- beim Losverfahren ist das ,aufeinander Bezug nehmen® nur schwer moglich; es sollte in der
Wortmeldung stéarker der Bezug zum Antrag klar werden; dabei darf nicht zu jedem beliebigen Thema
gesprochen werden; die Landesparteitage miissten starker inhaltlich mit dem Leitantrag zur Geltung
kommen; das Verfahren folgt zu sehr dem Zufallsprinzip

- das Losverfahren ist das demokratischste Verfahren; das Thema der Wortmeldung kann man nicht
erzwingen

- es sollte unbedingt darauf hingewiesen werden, dass nur zum Thema gesprochen werden darf

- alle sind erfahren genug, dass sie dies einhalten sollten, allerdings wird ein zusatzlicher Apell nichts
daran andern, wenn eine Person doch zu einem anderen Thema sprechen will

- es ist ein Bediirfnis der Genosslnnen, dass sie auf dem Landesparteitag zu einem Thema sprechen
wollen; das ist basisdemokratisch und sollte so zugelassen werden

- die Tagunsgleitung sollte bei Themenabweichungen auch darauf hinweisen diirfen = wird in den
Vorbesprechungen der Tagungsleitung besprochen

- es kdnnen Anderungsantrége zur Geschaftsordnung gestellt werden, die dann auf dem Landesparteitag
behandelt werden

- Vorschlag fiir 2 Lost6pfe: einen zum Thema und einen fiir spontane Themen

- Vorschlag zur Einreichung von Anderungsantragen: nicht 7 sondern 6 Tage vor der Tagung

- es gilt das Eingangsdatum des Antrages in der Landesgeschéftsstelle; das kann auch ein Samstag oder
Sonntag sein

- Was sind Sammelantréage? - mehrere abzustimmende Punkte auf einem Antrag; die Antrage miissen
einzeln gestellt werden

- die Anderungsantrige konnen von jeder Einzelperson gestellt werden; das kann demnach rechtzeitig 7
Tage vorher geschehen und Gremien kdnnen sich auch danach noch dazu verstandigen

- es wird eine Ubergangsregelung vorgeschlagen: fiir diesen Landesparteitag gilt noch die alte Regelung
und erst ab dem darauffolgenden Landesparteitag gilt die neue Regelung

zum Leitantrag:

Antje Feiks:

- wir haben uns zum letzten Landesparteitag viele Aufgaben gestellt; deshalb gilt der Leitantrag als
grundsatzliches Papier fiir die derzeitige politische Situation

- wir wollen mit der Botschaft rausgehen: ,Partei ergreifen fiir Demokratie*

- der Aufschrei gegen Asylpakete ist derzeit eher gering

- es ist uns wichtig, Partei fir alle Unterstlitzungsbeddrftigen zu ergreifen; wir haben dafiir ein Wort
gesucht, bei dem sich mehr Menschen angesprochen flihlen, ohne sich prekar zu fihlen

- wir missen deutlich machen, dass Ehrenamt nicht kompensiert werden kann

- wir wollen ein soziales Europa und das ist viel sinnvoller als eine Wirtschaftsunion

- wir wollen deutlich machen, was wir konkret dafiir tun, auch im Sachsischen Landtag

- auch wenn uns nicht die Mehrheit der Menschen wahlen, wollen wir Politik fir die Mehrheit der
Menschen machen

- der Leitantrag ist bisher noch nicht vom Landesvorstand Gbernommen worden; die Einreicherlnnen
kénnen jetzt noch unkompliziert Anderungen vornehmen

r Diskussion:
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- der Leitantrag hat zu einem alternativen Text mobilisiert; wir sind nicht nur Interessenvertreterin, wir
wollen Wirklichkeit verandern; es missfallt das grundsatzliche Politikverstandnis in diesem Papier; das
ist ein Rickschritt fir die Partei; so kommen wir keinen Schritt voran; wir missen in die Vereine und
Organisationen vor Ort und mit den Menschen dort reden; das reine Bekenntnis reicht nicht

- die Uberschrift ,Partei ergreifen“ reicht nicht, wenn man sich auf die Verteidigungspolitik zuriickzieht

- es ist ein ureigenes Anliegen unserer Partei, dass wir auf allen Ebenen fiir direkte Demokratie stehen;
das mussen wir beibehalten und diirfen wir nicht der AfD Uberlassen

- im Konkreten sind wir nicht in der Lage fiir die Mehrheit der Menschen zu sprechen

- wir haben zum letzten Landesparteitag einen Aktionsplan beschlossen, den wir noch abarbeiten
mussen; wir sollten Rechenschaft dariiber ablegen, was wir bereits abgearbeitet haben; mit Papieren
haben wir derzeit keinen Erfolg; im Sinne des Papiers von den Parteivorsitzenden sollten wir den
Aktionsplan fortsetzen

- ist zu unkonkret; der Leitantrag sollte auch von Menschen gelesen werden, die uns wahlen sollen; die
Analyse kénnen wir fir uns machen, sollte aber nicht in einen Leitantrag

- unsere eigenen Mitglieder sind etwas uberfragt; unsere Mitglieder sollten nicht mit Papier iberschiittet
werden

- ein Leitantrag ist ein Antrag an den Landesparteitag und fiir die Partei intern eine Richtlinie; das wird in
der Offentlichkeit nicht gelesen; der Anspruch, damit nach auBen zu wirken, ist nicht richtig

- wir haben immer weniger Mitglieder, die aktiv sind und viele unserer Mitglieder engagieren sich in
Flichtlingsinitiativen; wir machen seit Jahren nichts anderes als mit den Menschen zu reden

- wir sollten dariber reden, was wir in den nachsten 10 bis 15 Jahren erreichen wollen

- die neuen Mitglieder kommen mehrheitlich zu uns, weil wir gerade Haltung bewahren und Bekenntnis
zeigen; sie wollen nicht mehr an der Seitenlinie stehen

- Was ist falsch daran, fir die Menschen Partei zu ergreifen? - es geféllt, dass wir damit ausdriicken,
woflr und fir wen wir stehen

- es sollte etwas gekdrzt werden; wir brauchen nichts Neues erfinden; es sollten unbedingt die Begriffe
~Recht auf Arbeit, Bildung und Wohnung* vorkommen

- der Leitantrag hat nicht die Funktion, damit einen Handzettel rauszubringen, sondern wir sollten der
Presse und Offentlichkeit deutlich zeigen, woflr wir stehen

- wir sollten keine Politik fir Minderheiten machen; unsere Vorschlage sind fiir die Mehrheit sinnvoll

- wir sollten auf Landesebene die 3 Themen bespielen, die auch auf Bundesebene eine entscheidende
Rolle spielen: Soziales, Frieden und Demokratie

- wir haben immer wieder beschlossen, in Blindnissen und Vereinen téatig zu sein; das machen wir auch
praktisch schon

- wir sind leider nicht mehr ganz so schlagkréftig; das liegt am Mitgliederschwund; wir kdnnen den
Genosslnnen vor Ort nicht noch mehr Aufgaben aufdriicken, sondern wir sollten mal DANKE sagen

- wir sind momentan auf verlorenem Posten; wir missen im ideologischen Kampf mehr fordern

- die Benachteiligten empfinden es nicht mehr als Demokratie, dann kénnen wir keine Demokratie
verteidigen, sondern miissen deutlich machen, dass es so nicht geht

- Wie kénnen wir die Wahlerlnnen, die wir verloren haben, zuriickgewinnen? - wir missen uns fragen, ob
unsere Bekenntnisse daflir ausreichen

- wir mussen Konzepte benennen, an denen alle mitarbeiten sollen

- die Mehrzahl der Satze sind nicht falsch; es ist fraglich, ob das maBgeblich fur einen Leitantrag ist

-wenn wir uns aktuelle Umfragen, z.B. zum Thema Asyl, anschauen, sollten wir uns fragen, ob wir fur
diese Mehrheiten Politik machen wollen

- die AfD briistet sich damit, dass sie maBgeblich dazu beigetragen haben, dass die Wahlbeteiligung
angestiegen ist

- es sollte uns gelingen, ein Papier zu haben, dem die Mehrheit auf dem Landesparteitag zustimmt

- wir beschlieBen immer wieder die gleichen Dinge, mit denen wir uns dann in Sitzungen intern
beschéftigen

- das Verankerungsproblem hatten wir schon weit vor der AfD

- jetzt stehen wir vor einer defensiven Situation, in der wir angegriffen werden; Mit wem wollen wir das
verteidigen?

- die Auffassung ,Jetzt ist Zeit zur Offensive® ist grundsatzlich falsch

- es lauft in den Kreis- und Ortsverbdnden unserer Partei gerade nicht toll und wir kdnnen ihnen nicht
noch mehr aufdriicken

- auch unser Programm besagt, dass wir Politik im Interesse der Mehrheit der Menschen machen wollen
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-wenn wir Uber Mehrheiten sprechen, ist das keine homogene Masse; was in Leipzig funktioniert,
funktioniert in den anderen Stadten eben nicht mehr

- der Parteitag muss in der Lage sein, eine Botschaft zu senden; dabei sind Reden oft wichtiger als
Papiere; auch Journalisten lesen unsere Papiere oft nicht

- kein Leitantrag sollte innerparteiliche Schlachten begriinden

- uns wird die Kompetenz auf einigen Feldern abgesprochen; deshalb sollten wir auch das Thema
Wirtschaft mit in den Leitantrag aufnehmen

- die Macht der Medien ist nicht demokratisch; hier werden Meinungen gemacht; darauf missen wir
reagieren

- wir missen differenzieren: die AfD in Sachsen ist anders als die in Sachsen-Anhalt, in Thiringen ist es
wieder eine ganz andere AfD; wir miissen ganz genau hinschauen

- wir durfen nicht nur Protestpartei sein; das konnen wir nicht wollen; da verkaufen wir uns unter Wert

- es wird sich gewiinscht, die Analyse der Wirtschaft aus dem Antrag von Monika Runge mit aufzunehmen

- die Stunden zur Erarbeitung beider Papiere hatten anderweitig genutzt werden sollen; wir missen was
Konkretes tun

- unsere Politikerinnen vor Ort werden gar nicht gesehen; die Basis weiB nicht, was los ist und die
Politiker wissen nicht, was in der Basis los ist

- es ist wichtig, sich zu positionieren

- 5 Seiten fir einen Leitantrag sind nicht zu lang

- uberall herrscht Rassismus in den Schulen und am Kiichentisch

- wir zeigen mit unserem Papier, woflr wir stehen

- Warum schreiben wir das Wort AfD in die Uberschrift unseres Leitantrages? Warum kiimmern wir uns
nicht um die CDU?

- Wollen wir wirklich Menschen zurliickgewinnen - Menschen, die die AfD wéahlen?

- es steht doch konkret drin, was wir alles wollen; die Fraktion muss es dann umsetzen

- wir sagen: ,,Die Mehrheit der Menschen besitzt kein Eigentum.“ - deshalb missen wir uns doch auch fur
die Mehrheit der Menschen einsetzen; wir diirfen nicht so arrogant sein, zu sagen, nicht fur die
Mehrheit der Menschen zu sein, weil sie nicht so sind, wie wir uns das wiinschen

- wir wollen links sein und es steht an, dies wieder deutlich zu sagen

- es existiert eine rechtspopulistische Partei und wir missen der CDU die Schuld geben; es ist nicht
unsere Aufgabe, die Menschen zuriickzugewinnen, sondern wir miissen ihnen Angebote machen

- Wir missen auf dem Landesparteitag viel iber Parteiorganisation reden, aber was ist die Botschaft nach
auBen? Was ist die Schlussfolgerung fiir die Ergebnisse der letzten Landtagswahlen? - die Offentlichkeit
erwartet so etwas

- wir werden uns nicht in der Flichtlingsfrage andern

- die Botschaft darf auch sein, dass wir nicht alles richtig gemacht haben

- die Aktionen, die bereits laufen, sollten kritisch hinterfragt werden und ggf. Methoden geandert werden,
um erfolgreicher zu sein

- es sollte aus beiden Antragen ein neues Papier geschrieben werden

- die parlamentarische Demokratie ist gefahrdet; die Demokratie kann nur im Vorwartsgang in der
offenen Ansprache verteidigt werden; wir brauchen mehr demokratische Mitbestimmung auf allen
Ebenen

- ohne theoretische Reflexion geht kein Aktionismus

- wir mobilisieren die Menschen nicht, indem wir Bekenntnisse nach auBen pusten

- die AfD darf auf keinen Fall der Hauptgegner in unserer &ffentlichen Fokussierung sein

- Monika Runge wird ihr Papier hinsichtlich der AfD nochmals {iberarbeiten

- wir haben unterschiedliche Auffassungen davon, was gerade wichtig ist; wir dirfen nicht anderen
vorwerfen, dass ihre Ansichten falsch sind; wir missen auf unsere Debattenkultur achten; wir wollen
eine faire Partei sein; Warum gibt es denn keine konkreten Anderungsantrige?

- der Landesvorstand wird erst am 20. Mai den Leitantrag tibernehmen; so lange sind Anderungen mit
den Einreicherlnnen noch unkompliziert méglich

- mogliche Verfahrenswege sind: Einreichung eines Ersetzungsantrages, Einreichung von
Anderungsantrigen zum Leitantrag und eine Diskussion zu Ubernahmen zwischen den beiden
Antragstellerlnnen

- Debatten kénnen offen gefiihrt werden; es sollte im Vorfeld nicht selektiert werden

- die Reden auf Parteitagen werden die Richtung des Parteitages vorgeben; das ist Realitat
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- es wird zum Parteitag wieder begrenzte Debatten zu Themen des Leitantrages geben; das resultiert aus
den Diskussionen im Vorfeld des Parteitages; dazu sollten aber auch Anderungsantrage gestellt werden

zum Finanzantrag F.20.: Ziele und Grundsétze des neuen Finanzkonzeptes:

Bernd Spolwig:

- bedankt sich fiir die gute Zusammenarbeit mit dem Finanzbeirat

- bittet darum, Anderungswiinsche und Meinungen an den Finanzbeirat heranzutragen

- wollen auf dem Landesparteitag eine grundsatzliche Linie beschlieBen, um diese weiter auszuarbeiten;
der Finanzbeirat will nach dem Landesparteitag die konkreten Punkte ausarbeiten und mit den
Kreisverbanden diskutieren; auf dem sogenannten Kleinen Parteitag soll im September dann ein neues
Finanzkonzept beschlossen werden

Tilo Hellmann:

- die aktuelle finanzielle Lage ist nicht rosig und sie wird nicht besser, wenn wir nicht gegensteuern

- die Arbeitsfahigkeit unserer Partei muss erhalten bleiben

- mit dem Mitgliederschwund wird die finanzielle Frage immer wichtiger

- wir missen Uber die Hohe und die Struktur der Ausgaben sprechen

- Was sind Ausgaben, die Aufgabe der Gesamtpartei sind? - der Wahlkampf muss zentral finanziert
werden und in Absprache mit den Kreisverb@nden zentral gelenkt wird; auf Landesebene wird dabei
nicht entschieden, wie Wahlkampf gemacht wird, aber wir wollen verhindern, dass die Kreisverbénde
unterschiedlich Geld zur Verfligung haben; dazu soll es einen gemeinsamen Wahlkampffonds geben,
Uber den die Gelder verteilt werden

- die Ausgaben fiir die politische Arbeit, die nach auBen wirkt, sollen erhalten bleiben, aber die inneren
Kosten sollen reduziert werden

- eine Reduzierung des Personals ist bei den derzeitigen Aufgaben nicht machbar; wir miissen unser
Personal genauso behandeln, wie wir das von Unternehmen erwarten; auf sie werden eher mehr als
weniger Aufgaben in Zukunft zukommen

- wir sollten zukiinftig auch eine Diskussion darlber flihren, welche Aufgaben die Landesgeschéftsstelle
tbernehmen soll

- auch die Zusammenarbeit mit der Landtagsfraktion muss diskutiert werden; die Partei tibernimmt oft
Aufgaben, die eigentlich Aufgaben der Fraktion und dessen MitarbeiterInnen sind

- den Kreisverbéanden soll nichts weggenommen werden

- wir missen Uberlegen, wie wir die Mittel effektiver einsetzen kdonnen

r Diskussion:

- grundsatzlich gegen Unternehmensspenden

- Selbstandige kdnnen private Entnahmen aus dem Unternehmen machen, um diese zu spenden und
dabei handelt es sich dann um sein Privatvermogen

- es gibt dazu Anderungsvorschlage von Ralf Becker, die eingearbeitet werden sollen

- der Mitgliederschwund wird zukiinftig zwischen den Stadt- und Kreisverbanden sehr unterschiedlich
verteilt sein und demnach auch die Einnahmen der Mitgliedsbeitrége; hier sollten wir ein solidarisches
Prinzip haben

- man sollte von den Mitarbeiterlnnen der Partei schon erwarten kénnen, dass sie bei Tarifsteigerungen
auch ihre Zuwendungen an die Partei erhohen

- die Genosslnnen vor Ort kénnen gut entscheiden, von wem sie Spenden annehmen

- es ist bereits Beschlusslage auf Bundesebene, dass keine Unternehmensspenden angenommen werden
dirfen; Ausnahmen mussen vom Landes- oder Parteivorstand beschlossen werden

- wir kdnnen das auf einem Landesparteitag diskutieren, miissen das dann aber als Antrag an den
Bundesparteitag formulieren

- wir sollten keine Zahl zum Mitgliederschwund in das Papier schreiben, sondern nur, dass es deutlich
splrbar ist

- Tarifsteigerungen fir Mitarbeiterlnnen haben ihren Sinn und wir diirfen unser Personal da nicht anders
behandeln, als wir es von anderen erwarten; wir sollten das Personal nicht verpflichten, Tariferhéhungen
spenden zu missen

- es geht hierbei um wesentliche Dinge, von denen wir prinzipiell entscheiden missen, ob wir das wollen
oder nicht
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- wir sollten die Diskussion der Unternehmensspenden nicht aufmachen und uns damit angreifbar
machen; wir sollten das ruhen lassen und so beibehalten

- es sollte bei einem kontrollierten Vorgang zu Unternehmensspenden bleiben, aber diese Sauberkeit
unsererseits wird uns im Vergleich zu anderen Parteien nicht besserstellen

- es soll eine ergebnisoffene Diskussion stattfinden

- wir miissen aber auch mal radikalere Vorstellungen diskutieren konnen; das konnte Teil einer
Problemlésung sein

- Ziel des Papiers ist eine gewisse Fairness

- es herrscht ein groBes Ungleichgewicht bei den Abgeordneten, was die finanzielle Unterstiitzung fir die
Partei betrifft

- es sollten auch Funktionszulagen bei der Berechnung der Zuwendungen an die Partei mit einbezogen
werden

- Warum nehmen wir keine Unternehmensspenden aus der Wirtschaft an, wenn es doch so Gang und
Gabe ist? - es muss allerdings klar sein, dass wir nicht kauflich sind

- auch mit einem Solidarprinzip kdnnen wir nicht alles gleichwertig unterstitzen

zum Finanzantrag F.25.: Anderungsantrag zur Finanzordnung - Vorgehensweise bei

Planabweichungen:

- bei Planabweichungen konnen Nachtragshaushalte gemacht werden; der Landesvorstand soll dann
abschlieBend uber den gednderten Finanzplan beschlieBen

- das sollte das zustéandige Gremium entscheiden und nicht zwingend der Landesvorstand - Wie oft trifft
sich dann das entsprechende Gremium?; der Landesvorstand trifft sich monatlich und so ist eine
schnelle Entscheidung gewahrleistet

zum Satzungsénderungsantrag F.3.: Satzungsmodelle fiir Beratungen:

- dariiber wurde bereits im Landesrat und im Landesvorstand diskutiert

- in beiden Modellen werden die Mitglieder aus den Landesweiten Zusammenschliissen viel starker
eingeschrankt als die der Kreisverbénde; die Kompetenz der Landesweiten Zusammenschliisse wird
dann in nur einer Person gebilindelt

-auch ein Landesvorstand mit 16 Mitgliedern ware arbeitsfahig

- der Landesvorstand hat eine andere Aufgabe als der Landesrat; er muss die Arbeitsweise des
Landesverbandes aufrechterhalten

- unsere Gremien sollten alle quotiert sein; das ist fiir die Mitglieder des Landesrates aus den
Kreisverbanden nur dann der Fall, wenn aus jedem Kreisverband 2 Personen gewahlt werden; somit
brauchen wir aus den Kreisverbanden allein schon 26 Personen

- das Prinzip der Zusammenschlisse funktioniert auf Bundesebene sehr gut; dort sind sie im
Bundesausschuss mit insgesamt 8 Menschen vertreten, die dort stellvertretend fiir alle
Arbeitsgemeinschaften sprechen

- wenn eine Landesarbeitsgemeinschaft der Meinung ist, dass ihr Thema zu wenig Geltung hat, kénnen
sie sich in den Landesvorstand einladen

- die Landesweiten Zusammenschlisse sind kein Selbstzweck; sie missen nicht in einem Gremium
vertreten sein, um ihre Arbeit voranzutreiben; dann sollten wir die Landesweiten Zusammenschliisse
lieber komplett rauslassen; das ist dann gerecht fir alle

- die Landesweiten Zusammenschliisse treffen sich einmal im Jahr, um ihre Vertreterlnnen zu wahlen; da
kann kein Standpunkt des jeweiligen Zusammenschlusses bekannt sein; das ist keine
Interessenvertretung - es werden auf den Beratungen auch Ansprechpartnerinnen gewahlt; diese
konnen sich untereinander absprechen

- wir diirfen die Landesweiten Zusammenschliisse nicht abwerten, sondern miissen sie fordern; so
profitieren wir auch vom inhaltlichen Output

- die Landesweiten Zusammenschliisse sind leider nicht alle quicklebendig

- es fehlt in der Aufgabenbeschreibung des Landesrates, dass er an der Meinungs- und Willensbildung
beteiligt ist

-auch der Landesrat sollte den Fokus auf die AuBenwirkung richten

- wir sollten Gremien nicht ausdehnen, sondern uns an der Finanzkonsolidierung beteiligen
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- es ist keine Abwertung der Landesweiten Zusammenschliisse, sondern ein Vorschlag, die Arbeit zu
straffen und der Finanzkonsolidierung Rechnung zu tragen

- die Anderungsvorschlige zu den beiden Modellen werden vom Landesrat schriftlich formuliert und an
den Landesvorstand gestellt

- die Debatte wird mit groBer Mehrheit abgebrochen

zum Entwurf von Satzungsédnderungsantrégen des Ortsverbandes Géltzschtal:

- die Konsultativ- und Initiativfunktion des Landesrates soll beibehalten werden, aber die Kontrollfunktion
soll konkreter werden

- das Veto des Landesrates bendtigt eine Zweidrittelmehrheit

- fur die Zusammensetzung des Landesrates wird eine kleinere GroBe vorgeschlagen

grundsdtzliche Verstandigung des Landesrates:
- alle, die mochten, sollen selbst Anderungsantréage stellen und an den Landesvorstand schicken
- es wird angeboten, auch die Telefonkonferenz nutzen zu kdnnen

Aus Zeitgriinden konnten nicht alle TOP behandelt werden. TOP 2, 3 und 4 wurden alternativ zur
Behandlung abgestimmt. Mit knapper Mehrheit wurde die Behandlung des TOP 4 beschlossen.

TOP 2 - Verstandigung zum Umgang des Landesvorstandes mit dem Veto des Landesrates zur
AG Strategie

Dieser Tagesordnungspunkt wurde aus Zeitgriinden nicht behandelt.

TOP 3 - Verstandigung zum Austausch und der Zusammenarbeit zwischen Landesrat und
Landesvorstand

Dieser Tagesordnungspunkt wurde aus Zeitgriinden nicht behandelt.

TOP 4 - Informationen zum Stand der Vorbereitung des Bundesparteitages

Rico Gebhardt:

- es gibt 3 Leitantrage an den Parteitag

- wir missen einen neuen Parteivorstand wahlen; die Vorsitzenden, die Stellvertreterinenn, der
Bundesgeschéftsfiihrer und der Bundesschatzmeister kandidieren wieder

- es gibt eine zweite Kandidatur fir den Parteivorsitz

- Stefan Hartmann und Marika Téandler-Walenta kandidieren wieder aus Sachsen fiir den Parteivorstand,
Kerstin K&ditz Giberlegt noch und Pia Barkow wird nicht wieder kandidieren

- es bleibt bei einer Starke von 44 Mitgliedern

- der Landesvorstand Sachsen hat 3 Antrdge an den Bundesparteitag gestellt: Debatte zum
Bedingungslosen Grundeinkommen, zu Online-Mitgliederentscheiden und zum Thema Laizismus;
letzterer wird derzeit heftig diskutiert

- es gibt einen Gegenantrag zum Thema Laizismus

- der Jugendverband unterstitzt unseren Antrag

- wir sind schon mehrfach gebeten worden, den Antrag zuriickzuziehen

- wir sind eher unzufrieden mit der Botschaft des Parteitages; die Leitantrage sind gut, allerdings sind sie
vor den Landtagswahlen im Marz entstanden; es gibt jetzt noch ein Papier der beiden Vorsitzenden

- wir erwarten keine Dramatik auf dem Bundesparteitag

- unsere Umfragewerte sind nicht berauschend, aber auch nicht dramatisch

- jeder gestellte Antrag wird eingebracht, muss aber nicht zwingend behandelt werden

- es gibt einen Antrag zur Griindung eines gemeinsamen Betriebsrates der personlichen Mitarbeiterlnnen
der Bundestagsabgeordneten; die Abgeordneten, die diesem Betriebsrat nicht beitreten, sondern einen
eigenen Betriebsrat fiir ihre Mitarbeiterlnnen haben, sollen laut dieses Antrags zukiinftig bei
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Listenaufstellungen nicht auf aussichtsreiche Platze gewahlt werden; das soll auch auf die
Landtagsabgeordneten ausgeweitet werden
- wir werden keine zentralen Delegiertenvorbesprechung machen, weil die Beteiligung sehr gering war

r Diskussion:

- der Landesvorstand sollte auf seiner nachsten Sitzung noch einmal dariiber beraten, ob er den Antrag
zu Laizismus wirklich aufrechterhalten méchte; das ist strategisch in der derzeitigen politischen Lage
nicht angebracht; Gegenmeinung: unbedingt aufrechterhalten

- der Jugendverband kann die Unterstiitzung dieses Antrages nicht mehr zuricknehmen; sollte der
Landesvorstand den Antrag zurlickziehen, wird er trotzdem weiter bestehen

- es gibt auch klare Stellen in diesem Antrag, in denen wir uns klar neben die Kirche stellen; es gibt auch
Stellen, liber die wir nochmal diskutieren sollten

- wir durfen das Thema nicht den Rechten lberlassen und wir diirfen uns auch nicht wegmoderieren
lassen

- es gibt auch Menschen aus der Kirche, die die Grundfrage dieses Papiers teilen und unterstiitzen

- der Antrag kommt entgegen anderer Meinungen genau zur richtigen Zeit; der Antrag ist inhaltlich gut
und wir sollten dabei bleiben

TOP 5 - Sonstiges

Es gibt keinen weiteren Gesprachsbedarf.

F.d.R.
Dresden, 27.06.2016

Antje Feiks
Landesgeschaftsfiihrerin

Seite 8 von 8




	Niederschrift der gemeinsamen Beratung von Landesvorstand und Landesrat vom 30. April 2016
	TOP 1 – Vorbereitung Landesparteitag: Leitantrag, Satzungsfragen, Finanzfragen, Wahl- und Aufstellungsverfahren
	TOP 2 – Verständigung zum Umgang des Landesvorstandes mit dem Veto des Landesrates zur AG Strategie
	TOP 3 – Verständigung zum Austausch und der Zusammenarbeit zwischen Landesrat und Landesvorstand
	TOP 4 – Informationen zum Stand der Vorbereitung des Bundesparteitages
	TOP 5 – Sonstiges


